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Vorwort zur 6. Auflage

Die wiederum sehr freundliche Aufnahme des Lehrbuches macht nach gut drei Jahren
eine Neuauflage notwendig. Diese bezieht die aktuellen Probleme ein, die die Corona-
Pandemie und der Ukraine-Krieg mit sich gebracht haben, etwa die Veranstaltung vir-
tueller oder hybrider Gemeinderatssitzungen und die Bewältigung der Lasten, die –
zusätzlich zu dem geläufigen Asyl- und Migrationsaufkommen – durch Unterbrin-
gung und Betreuung von Flüchtlingen aus der Ukraine für die Gemeinden entstehen.

Der Bereich des kommunalen Wirtschaftsrechts stellt wegen seiner überragenden Be-
deutung für die Praxis nach wie vor einen Schwerpunkt des Buches dar, selbst wenn
dieser Bereich im juristischen Grundstudium mittlerweile zurückgefahren worden ist.
Vor allem hier zeigt die große Relevanz des Gesellschaftsrechts, wie sich Zivilrecht und
Öffentliches Recht eng miteinander verzahnen und zeigt so in didaktisch exemplari-
scher Weise, wie sich die Teildisziplinen des Rechts in ein großes Ganzes einordnen.

Zu großem Dank verpflichtet bin ich meinem aktuellen Team („teamGEISt“), den
wiss. Mitarbeitern Ass.jur. Kevin Frank, Ass. jur. Paul Greiner, Ass. jur. Alexandra Lö-
rinczy und Frau Dipl. jur. Yvonne Baumgärtner sowie den studentischen Mitarbeitern
Yasemin Demirhan, Arthur Kraft und Zinedin Sparr; sie alle haben sich minutiös,
sorgfältig und. verlässlich um die Manuskript- und Fahnenkorrektur sowie die Aktua-
lisierung der Normensynopse verdient gemacht.

Der leichteren Zitierbarkeit halber wurden die Fußnoten nunmehr durchlaufend ge-
zählt. Für Ergänzungen, Kritik, aber auch Lob sind wir gerne unter max-emanuel.
geis@fau.de erreichbar. Rechtsprechung und Schrifttum sind – soweit möglich – bis
Dezember 2022 berücksichtigt.

Erlangen, im Januar 2023 Max-Emanuel Geis
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Vorwort zur 1. Auflage

Das Kommunalrecht gehört seit jeher zum Pflichtkanon der juristischen Ausbildung.
Zugleich gehört es – zusammen mit dem Polizei- und Sicherheitsrecht – zu den Do-
mänen des Landesrechts, das im Zuge der Föderalismusreform 2006 insgesamt eine
deutliche Aufwertung erfahren hat.

Gerade das Kommunalrecht hat sich indes von Anfang an in sehr unterschiedlichen
Modellen entwickelt. Seine Entwicklung nach dem Krieg stand in den einzelnen neu
entstehenden Ländern sehr unter dem Einfluss der Alliierten in ihren jeweiligen Besat-
zungszonen. Wenn sich auch die differierenden Landesgesetze in jüngerer Zeit partiell
angenähert haben, wirkte auf das Kommunalrecht keine vereinheitlichende Kraft wie
der Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes (MEPolG) des „benachbarten“
Polizeirechts – was aber im Interesse lebendiger Vielfalt nicht unbedingt ein Nachteil
sein muss.

Für den Verfasser eines Kommunalrechtslehrbuchs stellt sich freilich die juristische
Gretchenfrage, sich an einer bundesweiten – und dabei entweder nivellierenden oder
lexikalisch überbordenden – Darstellung zu versuchen oder sich mit einer länderbezo-
genen Darstellung zu begnügen, die dann freilich im Rahmen des verfügbaren Platzes
wesentlich detaillierter auf die landestypischen Besonderheiten eingehen kann.

Das vorliegende Buch verfolgt einen Mittelweg: Die Institutionen und Handlungs-
weisen werden schwerpunktmäßig an den Gemeindeordnungen der drei Bundes-
länder Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen, die unterschiedliche
Kommunalrechtstraditionen verkörpern, sowie Sachsens als Vertreter der neuen Bun-
desländer erläutert, ohne dass dabei der Blick auf Besonderheiten anderer Länder aus-
gespart wird. Die im Anhang abgedruckte Normensynopse der Gemeindeordnungen
in Deutschland soll es dabei ermöglichen, die sich einander entsprechenden Bestim-
mungen aufzuspüren und gleichzeitig den Haupttext von unübersichtlichen Zitaten-
kaskaden zu entlasten.

Besonderer Wert wurde auf die Darstellung der kommunalen Wirtschaft und des
Systems der Kommunalfinanzen gelegt, die leider im Studium häufig etwas kurz kom-
men, in der Praxis aber von elementarer Bedeutung sind. Zugleich befinden sich
gerade hier wichtige Schnittstellen zu anderen Rechtsgebieten (z. B. zum Gesell-
schaftsrecht und Abgabenrecht).

Ganz herzlich danke ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an meinem Lehr-
stuhl, die sich in vielfältiger Weise um die Entstehung dieses Buches verdient gemacht
haben: zunächst meinem ehemaligen Mitarbeiter und jetzigen Regierungsrat Herrn
Markus Fischer, der einen sehr sorgfältig recherchierten Textentwurf für zentrale Teile
des Buches und die abschließende Normensynopse erstellt hat, weiter Frau Akad. Rä-
tin a. Z. Birgit Bachmeier und Herrn Akad. Rat a. Z. Sebastian Madeja, die mich in der
Endphase mit wertvollen textlichen Zuarbeiten gerade zum Thema Gemeindewirt-
schaft und -finanzen tatkräftig unterstützten. Besonders danken möchte ich auch mei-
nem Wissenschaftlichen Assistenten, Herrn Dr. Daniel Krausnick, der in bewährter
und verlässlicher Weise meine Texte „gegengelesen“ hat, und dem ich viele wertvolle
Anregungen zur Präzisierung der Darstellung und ihrer Verständlichkeit verdanke.



Vorwort zur 1. Auflage

Unverzichtbar waren auch die vielfältigen Arbeiten meiner studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräfte FrauMila Atanasova, Frau Eva Maria Leibinger, Herrn Daniel
Eules, Herrn Oliver Schmidt und Herrn Stefan Thirmeyer, sei es in der Betreuung von
Auflistungen aller Art, des Literatur- und Abkürzungsverzeichnisses, sei es in der Be-
schaffung auch „abgelegener“ Literatur, sei es im technischen Support, vor allem aber
auch in der Bereitschaft zur Lektüre der Textteile und (höchst wichtigen) Bewertung
aus studentischer Perspektive. Der weit überobligationsmäßige Einsatz aller fand aber
sein sicheres Fundament in der Betreuung durch Frau Marion Pohan, Sekretariat, die
die vielfältigen Aktivitäten aller warmherzig und geduldig koordinierte.

Danken möchte ich last but not least meiner Frau und meinen Kindern, die die zeit-
liche Bindung meiner Person an vielen Wochenenden mitgetragen haben – insofern
hat sich im Vergleich zur Situation während der Zeiten von Promotion und Habilita-
tion nichts Wesentliches verändert.

Jedes Buch – zumal die Erstauflage – ist verbesserungsfähig; für Fehlerhinweise und
Verbesserungsvorschläge an meine Anschrift: Prof. Dr. Max-Emanuel Geis, Institut
für Staat- und Verwaltungsrecht, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg,
Schillerstraße 1, 91054 Erlangen, e-mail: max-emanuel.geis@jura.uni-erlangen.de bin
ich allen geneigten Lesern dankbar.

Erlangen, im Juni 2008 Max-Emanuel Geis
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